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Prof. Dr. Karla Pollmann 
Meiyo Bunka Hakushi 
(Ehrendoktorin der Dōshisha Universität)
Wilhelmstraße 5
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[bookmark: Text5]Tübingen,      

[bookmark: Text7][bookmark: Text1][bookmark: Text2]Berufung auf die W      -Professur für      an der Fakultät für      
Bericht über das Berufungsverfahren

[bookmark: Text8][bookmark: Text3]Zur (Wieder-)Besetzung der W      -Professur für       gebe ich über das Berufungsverfahren folgende Stellungnahme ab:

1. Die Ausführungen im Bericht der       Fakultät wurden überprüft und werden bestätigt. Das Verfahren entsprach den gesetzlichen Regelungen für Berufungsverfahren nach § 48 Landeshochschulgesetz, den Bestimmungen des § 19 Grundordnung, sowie den Bestimmungen der Fakultätssatzung[footnoteRef:1]. [falls zutreffend, sonst: Es gingen keine Bewerbungen von schwerbehinderten Personen ein]: Die Behandlung der Bewerbung schwerbehinderter Personen entsprach den gesetzlichen Regelungen.
 [1:  Letzteres nur maßgebend für die Philosophische, die Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche und die Mathematisch-Naturwissenschaftliche Fakultät] 

2. In Übereinstimmung mit dem Beschluss der Berufungskommission und dem Beschluss des Fakultätsrats befürworte ich folgende Berufungsliste: 

1. 
2. 
3. 

3. Die Gutachten bestätigen die vorgeschlagene Reihenfolge, bzw. die abweichende Reihenfolge der Gutachten wird wie folgt bewertet:

4. Die Regelungen der Universität Tübingen zur Gewährleistung der Chancengleichheit von Frauen und Männern in Studium, Forschung und Lehre sind beachtet worden. Die Gleichstellungsbeauftragte ist während des ganzen Berufungsverfahrens beteiligt gewesen. Sie hat ihre Zustimmung zum gesamten Berufungsverfahren und zur beschlossenen Liste ausdrücklich erklärt.

5. Zum eingereichten Sondervotum von       nehme ich wie folgt Stellung: [falls zutreffend; sonst: Es wurde kein Sondervotum eingereicht.]

6. Dem Senat wird vorgeschlagen, zu dem von der Berufungskommission erarbeiteten Vorschlag unter Beachtung des Beschlusses des Fakultätsrats eine befürwortende Empfehlung abzugeben.
(Unterschrift)
<Name Fakultät>
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Auszug aus dem Leitfaden für Berufungsverfahren 

3. Berichterstatterinnen und Berichterstatter

3.1 Bestellung
Die Berichterstatterin oder der Berichterstatter wird durch ein Mitglied des Rektorats bestellt. Das Finden von Berichterstatterinnen und Berichterstattern gestaltet sich allerdings zunehmend schwieriger. Bei der Auswahl von Berichterstatterinnen und Berichterstattern wird seit Jahren anhand einer Liste vorgegangen, in der alle bisher übernommenen Berichterstattungen festgehalten sind. Damit soll eine gerechte Verteilung dieser Tätigkeit sichergestellt werden. Die Fakultäten müssen die in Frage kommenden Mitglieder ihrer Fakultät für diese wichtige Aufgabe in der universitären Selbstverwaltung sensibilisieren. Deshalb erhalten die Dekaninnen und Dekanate eine Kopie der Anfrage, wenn einem Mitglied der Fakultät diese Aufgabe übertragen wird. Sofern die Übernahme dieser Aufgabe aus zwingenden Gründen abgelehnt wird, muss die angefragte Fakultät intern für Ersatz sorgen. Die Bestellung einer Berichterstatterin oder eines Berichterstatters soll nach der Bildung der Berufungskommission, spätestens aber mit Ablauf der Ausschreibungsfrist erfolgen.

3.2 Aufgabe der Berichterstatterin oder des Berichterstatters
Die Stellungnahme der Berichterstatterin oder des Berichterstatters zum Verfahren und zur Sache dient der Selbstkontrolle der Universität bei der Berufung von Professorinnen und Professoren.
Adressat der von den Fakultäten vorbereiteten Berufungsvorschläge ist das Rektorat, bei Vorschlägen zur Bestellung von Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren der Senat. Der Senat gibt zu dem von der Berufungskommission erarbeiteten Vorschlag unter Beachtung der Stellungnahme des Fakultätsrates eine Empfehlung an das Rektorat ab (§ 19 Absatz 3 GO).
Die Berichterstatterin oder der Berichterstatter prüft die Ordnungsmäßigkeit des Verfahrens auf der Fakultätsebene. Sie oder er kann zu dem von der Fakultät beschlossenen Berufungsvorschlag eine selbständige inhaltliche Würdigung abgeben. Das Muster einer Stellungnahme finden Sie in Anlage /8.

3.3 Rechte und Pflichten der Berichterstatterin oder des Berichterstatters
Die Berichterstatterin oder der Berichterstatter hat das Recht, mit der oder dem Vorsitzenden des Senats, deren oder dessen Vertreter, der zuständigen Dekanin oder dem zuständigen Dekan sowie mit der Zentralen Verwaltung im Hinblick auf seine Stellungnahme zum Verfahren Rücksprache zu nehmen. Die Berichterstatterin oder der Berichterstatter hat das Recht auf Einsicht in die Fakultätsakten. Die Berichterstatterin oder der Berichterstatter hat das Recht, an den Sitzungen der Berufungskommission, an den Probevorträgen sowie an den Sitzungen des Fakultätsrates, soweit in ihnen über den Berufungsvorschlag der Fakultät beraten und beschlossen bzw. eine Stellungnahme abgegeben wird, teilzunehmen. Die Berichterstatterin oder der Berichterstatter soll zumindest an der die Auswahlkriterien festlegenden Sitzung der Berufungskommission teilnehmen sowie an der Sitzung der Berufungskommission und an der des Fakultätsrates, auf der jeweils der Berufungsvorschlag beschlossen, bzw. eine Stellungnahme abgegeben wird. An den Beratungen soll sich die Berichterstatterin oder der Berichterstatter nur in Ausübung ihres oder seines Fragerechts zur Abfassung der Stellungnahme beteiligen. Äußerungen zur Person und zur Sache sind von der Berichterstatterin oder dem Berichterstatter abzugeben, soweit ihre oder seine Einschätzungen vom Fakultätsbericht abweichen.
Hinsichtlich des Verfahrens auf der Fakultätsebene überprüft die oder der Berichterstattende insbesondere:
· die ordnungsgemäße Ausschreibung einschließlich der Beschreibung des Aufgabenbereichs der Stelle (§ 46 Absatz 3 LHG),
· die eingegangenen Bewerbungen,
· die sachgerechte Handhabung der Auswahlkriterien,
· die Ablehnungsgründe für die nicht berücksichtigten Bewerberinnen und Bewerber,
· die Übereinstimmung der Angaben im Ausschreibungstext auf die wissenschaftliche Ausrichtung der berücksichtigten Bewerberinnen und Bewerber,
· die Beachtung des Gleichstellungsplans der Universität Tübingen in seiner aktuell gülti-gen Form,
· die ordnungsgemäße Beschlussfassung über den Berufungsvorschlag in der Berufungskommission sowie im Fakultätsrat.

Überprüfung des Berufungsvorschlags:
Die selbständige inhaltliche Würdigung des Berufungsvorschlags der Fakultät und etwaiger Sondervoten (§ 48 Absatz 3 Satz 6 LHG) soll das Ergebnis einer kritischen Durcharbeitung der einschlägigen Unterlagen sein. Sofern eine von der Fakultät abweichende Einordnung vorgeschlagen wird, hat sie oder er eine ausführliche Begründung zu geben. Liegen Sondervoten vor, ist in der Stellungnahme der Berichterstatterin oder des Berichterstatters eine inhaltliche Würdigung vorzunehmen.
Die Berichterstatterin oder der Berichterstatter kann, sorgfältig begründet, vom Berufungsvorschlag der Fakultät abweichen. Ein Abweichen ist nur in der Form zulässig, dass 
· der Vorschlag der Fakultät insgesamt oder in Teilen abgelehnt bzw. zur erneuten Beratung in der Fakultät zurückverwiesen wird, oder
· die Reihenfolge der im Vorschlag der Fakultät Genannten verändert wird.

Das Einbringen eigener Vorschläge durch die Berichterstatterin oder den Berichterstatter ist dagegen nicht zulässig.
Liegen vergleichende Gutachten mit differierenden Reihenfolgen der Listenplätze vor, ist die von der Berichterstatterin oder dem Berichterstatter getroffene Entscheidung, unabhängig von der Platzierung durch die Berufungskommission, eingehend unter Berücksichtigung der Gutachten sorgfältig zu begründen. Stimmt ihre oder seine Einordnung mit den Angaben des Fakultätsberichts überein, genügt eine Bestätigung der von der Berufungskommission getroffenen Entscheidung.
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